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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 

konstitutionelle Fragen, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass der Euro-Plus-Pakt, die Strategie „Europa 2020“ und der Pakt für 

Wachstum und Beschäftigung in das Unionsrecht integriert werden und den Weg für die 

Einführung eines Konvergenzkodex für die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten ebnen 

sollten; 

B. in der Erwägung, dass ein reibungsloses Funktionieren der WWU eine vollständige und 

rasche Umsetzung der Maßnahmen erfordert, auf die man sich im Rahmen der verstärkten 

wirtschaftspolitischen Steuerung bereits geeinigt hat (wie den Pakt für Wachstum und 

Stabilität (SWP) und das Europäische Semester), ergänzt durch wachstumsfördernde 

Initiativen; in der Erwägung, dass innerhalb von fünf Jahren nach Inkrafttreten des SKS-

Vertrags auf der Grundlage einer Bewertung der Erfahrungen mit seiner Umsetzung in 

Übereinstimmung mit dem EUV und dem AEUV die notwendigen Schritte eingeleitet 

werden müssen, um die Substanz des SKS-Vertrags in den Rechtsrahmen der 

Europäischen Union aufzunehmen. 

I. WWU – Allgemeine Grundsätze 

1. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Mitgliedstaaten, die den Euro als Währung 

führen, und diejenigen, die sich verpflichtet haben, ihn einzuführen, ihre Anstrengungen 

verdoppeln müssen, um die Vertragstreue einzuhalten und die Stabilität, die 

Wettbewerbsfähigkeit,  die Effizienz, die Transparenz und die demokratische 

Rechenschaftspflicht weiter zu stärken; weist darauf hin, dass der Euro die Währung der 

Europäischen Union ist, und dass von allen Mitgliedstaaten, mit Ausnahme derjenigen, für 

die eine Ausnahmeregelung gilt, erwartet wird, dass sie den Euro zu gegebener Zeit 

einführen; weist darauf hin, dass das Europäische Parlament als Parlament der 

Europäischen Union die alleinige Verkörperung der direkten demokratischen Legitimität 

der Union und der Garant der unmittelbaren demokratischen Rechenschaftspflicht ist; 

2. ist der Auffassung, dass die Gemeinschaftsmethode bei allen Maßnahmen eingesetzt 

werden sollte, die darauf abzielen, die WWU zu stärken; verweist auf Artikel 16 des SKS-

Vertrags, wonach binnen höchstens fünf Jahren ab dem Inkrafttreten dieses Vertrags auf 

der Grundlage einer Bewertung der Erfahrungen mit der Umsetzung des Vertrags gemäß 

dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union die notwendigen Schritte mit dem Ziel unternommen werden, den 

Inhalt des Vertrags in den Rechtsrahmen der Europäischen Union zu überführen. 

3. stellt fest, dass die Regierungen der Mitgliedstaaten und die europäischen Institutionen zur 

Abfederung der Krise und als Reaktion auf strukturelle Defizite bei der Gestaltung der 

Wirtschafts- und Währungsunion eine breite Palette von Maßnahmen eingeführt haben, 

um die finanzielle Stabilität zu wahren und die wirtschaftspolitische Steuerung zu 

verbessern; stellt fest, dass diese Beschlüsse, wie etwa gewisse Bestimmungen des „Six-

Pack“ und die Einrichtung des ESM, nur die Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets 

betreffen; ist der Auffassung, dass die Tätigkeit von EFSF/ESM und jeder zukünftigen 
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ähnlichen Struktur einer regelmäßigen demokratischen Kontrolle und der Aufsicht durch 

das Europäische Parlament unterliegen sollte; ist der Auffassung, dass der ESM so bald 

wie möglich in den gemeinschaftlichen Besitzstand überführt werden muss; 

 

4. stellt fest, dass zwei Mitgliedstaaten in Bezug auf die Einführung des Euro und zwei 

Mitgliedstaaten in Bezug auf die Umsetzung des Schengen-Besitzstands ein Opt-out-

Recht haben; 

5. stellt fest, dass mit einer verbesserten Zusammenarbeit eine Rechtsgrundlage für die 

Annahme von Maßnahmen geschaffen wird, die nur eine begrenzte Zahl von 

Mitgliedstaaten betreffen; stellt fest, dass dieser Mechanismus bereits für das 

transeuropäische Scheidungsrecht und für das europäische Patentrecht zur Anwendung 

gelangt und vom Europäischen Parlament und vom Rat im Rahmen der Besteuerung für 

die Festlegung einer Finanztransaktionssteuer gebilligt wurde; 

6. weist darauf hin, dass die Wirtschaftspolitik einiger Mitgliedstaaten durch die Troika 

festgelegt wird, im Gegenzug für die finanziellen Mittel, die ihnen zur Verfügung gestellt 

werden, damit die Länder wirtschaftlich überleben und sie wieder Zugang zu den 

Kapitalmärkten erhalten; ist der Auffassung, dass die Troika gleichwohl Rechenschaft 

ablegen muss; ist der Auffassung, dass die Troika durch regelmäßige Berichterstattung 

dem Europäischen Parlament gegenüber Rechenschaft ablegen sollte; weist erneut darauf 

hin, dass die Mitwirkung der EU an der Troika der demokratischen Kontrolle durch das 

Parlament und der Rechenschaftspflicht gegenüber dem Parlament unterliegen sollte; 

7. stellt fest, dass die zur Einhaltung der neuen Vorschriften in Bezug auf die 

wirtschaftspolitische Steuerung unternommenen Bemühungen zur 

Haushaltskonsolidierung gleichmäßig und fair auf die einzelnen Behörden verteilt werden 

sollten, je nachdem, welche Dienste sie bereitstellen; 

8. begrüßt die „Blaupause“ der Kommission; fordert die Kommission auf, so bald wie 

möglich Legislativvorschläge vorzulegen, wenn rechtlich möglich im Rahmen der 

Mitentscheidung, die umgehend umgesetzt werden sollten, wozu auch eine weiter 

gehende haushaltspolitische Koordinierung, eine intensivere politische Koordinierung in 

den Bereichen Besteuerung und Beschäftigung und die Schaffung einer eigenen 

finanzpolitischen Kapazität für die WWU zur Unterstützung der politischen 

Entscheidungen gehören sollten; weist mit Nachdruck darauf hin, dass für einige dieser 

Elemente die Verträge geändert werden müssen;  

9. befürwortet die neuen Instrumente für Solidarität, wie zum Beispiel das „Instrument für 

Konvergenz und Wettbewerbsfähigkeit“ (CCI) ; ist der Auffassung, dass das CCI- 

Konzept die Mitverantwortung für die Wirtschaftspolitik und deren Wirksamkeit 

verbessern könnte; weist mit Nachdruck darauf hin, dass diese Instrumente so verfasst 

werden müssen, dass jede Rechtsunsicherheit vermieden und das demokratische Defizit 

der Union nicht vergrößert wird; 

10. ist der Auffassung, dass im Rahmen aller vier Bausteine, die in dem von den Präsidenten 

Van Rompuy, Juncker, Barroso und Draghi vorgelegten Bericht: „Auf dem Weg zu einer 

echten Wirtschafts- und Währungsunion“ enthalten sind,  rasche Maßnahmen getroffen 

werden müssen, insbesondere in folgender Hinsicht: 
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(a) Schaffung eines integrierten Finanzrahmens, um insbesondere im Euro-Währungsgebiet 

Stabilität des Finanzsystems zu gewährleisten und die von den europäischen Bürgern zu 

tragenden Kosten für Bankeninsolvenzen auf ein Mindestmaß zu reduzieren; bei einem 

solchen Rahmen geht die Verantwortung für die Überwachung auf die europäische Ebene 

über, und er sieht gemeinsame Mechanismen für die Bankenrestrukturierung und die 

Absicherung von Kundeneinlagen vor; 

(b) Einführung eines integrierten wirtschaftspolitischen Rahmens, der ausreichende 

Mechanismen beinhaltet, so dass sichergestellt ist, dass nationale und europäische 

politische Maßnahmen vorhanden sind, die nachhaltiges Wachstum, Beschäftigung und 

Wettbewerbsfähigkeit fördern und mit dem reibungslosen Funktionieren der WWU 

vereinbar sind; 

(c) Gewährleistung der erforderlichen demokratischen Legitimation und Rechenschaftspflicht 

der Beschlussfassung im Rahmen der WWU auf der Grundlage der gemeinsamen 

Ausübung von Hoheitsrechten in Bezug auf gemeinsame politische Maßnahmen und der 

Solidarität; 

11. fordert alle Institutionen zu einem raschen Vorgehen durch Maximierung der durch die 

bestehenden Verträge und deren Flexibilitätselemente gegebenen Möglichkeiten und 

gleichzeitig zur Vorbereitung der erforderlichen Vertragsänderungen auf, um 

Rechtssicherheit und demokratische Legitimation sicherzustellen; wiederholt, dass die 

Option einer neuen zwischenstaatlichen Vereinbarung ausgeschlossen werden sollte; 

12. bestätigt, dass es in vollem Umfang von seinem Vorrecht Gebrauch machen wird, dem 

Rat anschließend von einem Konvent zu prüfende Entwürfe zur Änderung der Verträge 

vorzulegen, um den Rahmen für eine echte WWU durch die Erweiterung der 

Kompetenzen der Union insbesondere auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik und durch 

die Stärkung der Eigenmittel und Haushaltsmittel der Union sowie der Rolle und der 

demokratischen Rechenschaftspflicht der Kommission und der Vorrechte des Parlaments 

zu vervollständigen; 

13. ist der Ansicht, dass eine „echte WWU“ nicht auf ein System von Regeln beschränkt sein 

darf, sondern eine Stärkung der Haushaltsmittel basierend auf spezifischen Eigenmitteln 

(einschließlich einer FTS) erfordert, mit denen im Rahmen des Unionshaushalts 

Wachstum und sozialer Zusammenhalt unterstützt werden sollten, um Ungleichgewichte, 

strukturelle Unterschiede und finanzielle Notlagen zu bekämpfen, die direkt mit der 

Währungsunion in Verbindung stehen, ohne dabei seine herkömmlichen Funktionen, 

nämlich die Finanzierung gemeinsamer Strategien, zu untergraben; 

14. fordert die Kommission auf, im Rahmen des Europäischen Semesters einen Vorschlag zur 

Annahme eines Konvergenzkodex vorzulegen, der auf der Strategie Europa 2020 beruht 

und mit dem eine starke sozialpolitische Säule geschaffen wird; betont, dass mit den 

nationalen Durchführungsprogrammen dafür gesorgt werden muss, dass der 

Konvergenzkodex – ergänzt um einen auf Anreize gestützten Mechanismus – in allen 

Mitgliedstaaten umgesetzt wird; 

15. bekräftigt erneut, dass alle weitergehenden Initiativen zu einer vertieften und echten 

WWU auf der Grundlage von Stabilität, nachhaltigem Wachstum, Solidarität und 
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Demokratie unbedingt nach der Gemeinschaftsmethode begründet werden müssen; betont, 

dass die EU-Organe aufrichtig und einvernehmlich zusammenarbeiten müssen; erinnert 

den Europäischen Rat daran, dass er gemäß den Verträgen kein Vorrecht zu legislativen 

Initiativen hat und aufhören muss, der Kommission zur Form bzw. zum Inhalt weiterer 

legislativer Initiativen Weisungen zu erteilen und die ihr übertragenen Aufgaben, nach 

Maßgabe der Verträge Koordinierungs-, Exekutiv- und Verwaltungsfunktionen 

auszuüben, zu umgehen; 

16. gemahnt den Europäischen Rat in diesem Zusammenhang dazu, nicht über Gebühr in das 

Europäische Semester einzugreifen und die vereinbarten Verfahren wirklich einzuhalten; 

17. bekräftigt, dass es weitere zwischenstaatliche Elemente in Bezug auf die WWU nicht 

hinnehmen kann und alle notwendigen und angemessenen Maßnahmen im Rahmen seiner 

Vorrechte treffen wird, wenn diesbezüglichen Warnungen keine Beachtung geschenkt 

wird; weist erneut darauf hin, dass der Fiskalpakt gemäß Artikel 16 des Vertrags über 

Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion binnen 

höchstens fünf Jahren auf der Grundlage einer Bewertung der Erfahrungen mit der 

Umsetzung des Vertrags in den Rechtsrahmen der Europäischen Union zu überführen ist; 

18. ist der Ansicht, dass auf der Grundlage der bestehenden Verträge Artikel 136 AEUV dem 

Rat erlaubt, auf Empfehlung der Kommission und allein mit der Stimme der 

Mitgliedsstaaten, deren Währung der Euro ist, rechtsverbindliche wirtschaftspolitische 

Richtlinien für die Länder des Euro-Währungsgebietes im Rahmen des Europäischen 

Semesters zu verabschieden; betont, dass ein Anreizmechanismus die rechtsverbindliche 

Natur der wirtschaftspolitischen Koordination stärken würde; fordert eine 

interinstitutionelle Vereinbarung, um das Parlament in die Ausarbeitung und 

Genehmigung des Jahreswachstumsberichts sowie der wirtschaftspolitischen Richtlinien 

und der Beschäftigungsrichtlinien mit einzubeziehen; 

19. bekräftigt seine bereits mehrmals erhobene Forderung, den Europäischen 

Stabilitätsmechanismus (ESM) in den Besitzstand der Union zu überführen, damit er nach 

der Gemeinschaftsmethode verwaltet werden kann und der Rechenschaftspflicht 

gegenüber dem Parlament unterliegt; fordert die Kommission auf, einen diesbezüglichen 

Vorschlag vorzulegen; erinnert die Eurogruppe daran, dass dem Parlament schriftlich 

zugesichert worden ist, der ESM werde der parlamentarischen Kontrolle unterzogen; 

20. vertritt nachdrücklich die Auffassung, dass sein Präsident auf der Frühjahrstagung des 

Europäischen Rates den Standpunkt des Parlaments zum Jahreswachstumsbericht 

darlegen sollte; ist der Ansicht, dass eine interinstitutionelle Vereinbarung mit dem Ziel 

ausgehandelt werden sollte, das Parlament in die Billigung des Jahreswachstumsberichts 

und der Leitlinien für die Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik einzubeziehen; 

II. Bankenunion 

21. begrüßt, dass ein einheitlicher Aufsichtsmechanismus eingerichtet wird, der das gesamte 

Euro-Währungsgebiet abdeckt und allen EU-Mitgliedstaaten offensteht; weist mit 

Nachdruck daraufhin, dass die Schaffung eines gemeinsamen Mechanismus zur 

Abwicklung von Banken eine unumgängliche Etappe hin zur Errichtung einer echten 

Bankenunion ist; ist der Ansicht, dass bei der vorgeschlagenen Bankenunion an die 
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Reform des Finanzdienstleistungssektors in der Union – die auch die die gestärkte 

wirtschaftspolitische Steuerung, vor allem im Euro-Währungsgebiet, und den neuen 

haushaltspolitischen Rahmen des Europäischen Semesters umfasst – angeknüpft werden 

sollte, um die strukturellen Mängel der Wirtschafts- und Währungsunion zu überwinden 

und das weit verbreitete sorglose Verhalten wirksam einzudämmen, damit der 

Bankensektor der Union widerstands- und wettbewerbsfähiger wird, das Vertrauen in ihn 

gestärkt wird und größere Kapitalrückstellungen vorgenommen werden, um zu 

verhindern, dass die öffentlichen Haushalte der Mitgliedstaaten künftig die Kosten von 

Bankenrettungen tragen müssen; 

22. ist zutiefst besorgt über die Verzögerungen bei der Gründung der Bankenunion und bei 

der Festlegung der praktischen Modalitäten für die direkte Rekapitalisierung von Banken 

durch den ESM; erklärt sich insbesondere beunruhigt über die fortlaufende Zersplitterung 

des Bankensystems in der EU; betont, dass eine solide und ambitionierte Bankenunion ein 

zentraler Bestandteil einer vertieften und echten WWU und ein wichtiger Schritt ist, den 

es seit über drei Jahren fordert, vor allem seit der Annahme seiner Standpunkte zu der 

Verordnung über die Europäische Bankenaufsichtsbehörde; 

III. EU-Haushalt und finanzpolitische Kapazität der WWU 

23. ist der Auffassung, dass die Arbeit zum Thema Eigenmittel vorangetrieben werden sollte; 

dies gilt auch für die Mobilität der Arbeitskräfte, den internen Dienstleistungsmarkt, 

insbesondere den digitalen Binnenmarkt, einen Haushalt für das Euro-Währungsgebiet, 

damit ein optimales Währungsgebiet entsteht, unter Berücksichtigung aller rechtlichen 

Zwänge; 

IV. Rechenschaftsplicht der WWU 

24. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Union gemäß Artikel 3 Absatz 4 EUV „eine 

Wirtschafts- und Währungsunion [errichtet], deren Währung der Euro ist“, und dass laut 

Protokoll 14 zur Euro-Gruppe „besondere Bestimmungen für einen verstärkten Dialog 

zwischen den Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, vorgesehen werden müssen, 

bis der Euro zur Währung aller Mitgliedstaaten der Union geworden ist“; ist der 

Auffassung, dass innerhalb des Europäischen Parlaments einen angemessenen 

Mechanismus für die Rechenschaftspflicht für das derzeitige Euro-Währungsgebiet und 

für die Mitgliedstaaten, die sich verpflichtet haben, diesem Gebiet beizutreten, in 

Erwägung gezogen werden muss, wenn diese mutmaßliche Übergangssituation anhalten 

soll; 

25. betrachtet eine substantielle Verbesserung der demokratischen Legitimation und 

Rechenschaftspflicht der Lenkung der WWU auf Unionsebene durch eine stärkere Rolle 

des Parlaments als eine absolute Notwendigkeit und eine Vorbedingung für jeden weiteren 

Schritt in Richtung einer Bankenunion, einer Fiskalunion und einer Wirtschaftsunion; 

26. betont bei gleichzeitiger Bekräftigung seiner Absicht, die Zusammenarbeit zwischen dem 

Europäischen Parlament und der nationalen Parlamenten auf der Grundlage des Protokolls 

Nr. 1 zu verstärken, dass eine solche Zusammenarbeit nicht als Schaffung eines neuen 

gemischten parlamentarischen Ausschusses zu betrachten ist, der ineffektiv und aus 

demokratischer sowie verfassungsrechtlicher Sicht illegitim wäre; betont die volle 
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Legitimität des Parlaments als parlamentarisches Organ auf Unionsebene für eine 

verstärkte und demokratische Lenkung der WWU; 

 

V. Soziale Säule 

27. ist der Ansicht, dass auf der Grundlage der bestehenden Verträge die Koordinierung und 

Überwachung der Haushaltsdisziplin der Mitgliedsstaaten, deren Währung der Euro ist, 

rechtsverbindlich gemacht und der Kontrolle durch den Europäischen Gerichtshof auf der 

einfachen Grundlage von Artikel 136 AEUV in Verbindung mit Artikel 121 Absatz 6 

unterstellt werden könnte, dass dieser Schritt aber, unter verfassungsrechtlichem 

Gesichtspunkt, nur dann in Betracht gezogen werden sollte, wenn er die Rolle des 

Parlaments, insofern als es die detaillierte Implementierung der Artikel 121 Absatz 3 und 

4 AEUV betrifft, wesentlich stärken würde und um das multilaterale 

Überwachungsverfahren mit delegierten Handlungen auf der Grundlage von Artikel 290 

AEUV zu vervollständigen und zu implementieren; erinnert daran, dass gemäß den 

Verträgen die Förderung eines hohen Beschäftigungsniveaus und die Gewährleistung 

eines angemessenen sozialen Schutzes bei der Definition und Umsetzung der Strategien 

und Maßnahmen der Union berücksichtigt werden müssen, und zwar indem auf der 

Grundlage der bestehenden Strategien neue Richtlinien für die Mitgliedstaaten, 

einschließlich sozialer und wirtschaftlicher Richtwerte mit Mindeststandards, die auf die 

wichtigsten Säulen ihrer Volkswirtschaften anzuwenden sind, eingeführt werden; 

28. vertritt die Auffassung, dass die Haushaltsdisziplin in der Eurozone nicht ausschließlich 

an finanzpolitischen und makroökonomischen Indizes gemessen werden sollte, sondern 

dass diese durch Beschäftigungs- und Sozialindizes ergänzt werden sollten, und zwar bei 

gleicher Gewichtung, sowie durch Berichte über Fortschritte in Bezug auf 

Strukturreformen, womit das Ziel erreicht werden sollte, dafür zu sorgen, dass 

Sozialinvestitionen in angemessener, ausreichender Höhe getätigt werden und somit 

langfristig für die Nachhaltigkeit einer sozial ausgerichteten Europäischen Union gesorgt 

ist;  

VI. CCI 

29. weist darauf hin, dass die Schaffung eines sich auf Anreizen gründenden 

Durchsetzungsmechanismus, mit dem das Ziel verfolgt wird, die Solidarität, den 

Zusammenhalt und die Wettbewerbsfähigkeit zu steigern, Hand in Hand mit zusätzlichen 

Ebenen wirtschaftspolitischer Koordinierung gehen muss, worauf die Kommission in ihrer 

Erklärung hinwies, die dem „Two-Pack“ beigefügt ist, damit der Grundsatz geachtet wird, 

nach dem „Schritte zu mehr Verantwortung und wirtschaftlicher Disziplin mit mehr 

Solidarität kombiniert werden sollen“; 

30. bekräftigt, dass die Governance in der EU nicht in die Vorrechte des Europäischen 

Parlaments und der nationalen Parlamente eingreifen darf, was besonders dann gilt, wenn 

eine Übertragung von Souveränität in Betracht gezogen wird; betont, dass 

ordnungsgemäße Legitimität und Rechenschaftspflicht demokratische Entscheidungen 

erfordern und auf nationaler und EU-Ebene durch nationale Parlamente bzw. das 

Europäische Parlament gewährleistet werden müssen; erinnert an die Schlussfolgerungen 

des Europäischen Rates vom Dezember 2012, in denen es heißt: “Während des gesamten 
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Prozesses besteht das allgemeine Ziel weiterhin darin, demokratische Legitimität und 

Rechenschaftspflicht jeweils auf der Ebene sicherzustellen, auf der Beschlüsse gefasst und 

angewandt werden“; betont, dass Mechanismen für eine Ex-ante-Koordinierung und 

Instrumente für Konvergenz und Wettbewerbsfähigkeit (Convergence and 

Competitiveness Instruments (CCI)) für alle Mitgliedstaaten gelten sollten, die den Euro 

als Währung eingeführt haben, wobei anderen Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt 

werden sollte, permanent beizutreten; fordert die Kommission auf, eine verbindliche 

Validierung durch nationale Parlamente in den anstehenden Legislativvorschlägen 

vorzusehen und auch für eine stärkere Einbindung der Sozialpartner in die 

wirtschaftspolitische Koordinierung zu sorgen;  

31. ist der Meinung, dass sich das neue CCI auf Konditionalität, Solidarität und Konvergenz 

stützen sollte; glaubt, dass ein solches Instrument erst eingeleitet werden sollte, nachdem 

soziale Ungleichgewichte und die Notwendigkeit wichtiger langfristiger und nachhaltiges 

Wachstum verstärkender Strukturreformen auf der Grundlage der Bewertung der 

Kohärenz zwischen dem Konvergenzkodex und nationalen Umsetzungsplänen – unter 

angemessener förmlicher Einbeziehung des Europäischen Parlaments, des Rates und der 

nationalen Parlamente – ermittelt wurden; 

32. betont, dass das einzurichtende neue CCI auf alle Mitgliedstaaten des Euro-

Währungsgebiets Anwendung finden und allen Mitgliedstaaten der Union offen stehen 

sollte, wobei aber die stärkere gegenseitige Abhängigkeit der Mitgliedstaaten des Euro-

Währungsgebiets zu berücksichtigen ist; ist der Meinung, dass den Mitgliedstaaten, die 

einem Programm unterliegen, gestattet werden sollte, auf freiwilliger Basis teilzunehmen; 

33. ist der Überzeugung, dass das CCI ein Hilfsmittel für eine Stärkung der Haushaltsmittel 

und auf eine an Bedingungen geknüpfte Unterstützung von Strukturreformen ausgerichtet 

sein sollte, wodurch das Ziel verfolgt werden sollte, die Wettbewerbsfähigkeit, das 

Wachstum und den sozialen Zusammenhalt zu stärken, eine engere Koordinierung der 

Wirtschaftspolitik und eine nachhaltige Konvergenz der Wirtschaftsleistung der 

Mitgliedstaaten zu gewährleisten und Ungleichgewichte und strukturelle Abweichungen 

abzubauen; hält solche Instrumente für Bausteine in Richtung einer echten 

Fiskalkapazität;  

VII. Tilgungsfonds und Euro-Anleihen  

34. ist der Auffassung, dass es eine stufenweise Überführung der übermäßigen Schulden in 

einen Schuldentilgungsfonds geben sollte, die sich an dem Vorschlag des deutschen 

Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

orientiert, der die vorläufige Einrichtung eines Fonds vorsieht, in den alle die 60 %-Marke 

überschreitende Schulden der Mitgliedstaaten, die bestimmte Kriterien erfüllen, eingehen 

sollen, sollte es eine schrittweise Übertragung übermäßiger Schulden in einen 

Schuldentilgungsfonds geben; die Schulden werden über einen Zeitraum von etwa 25 

Jahren getilgt; auf diese Weise wird ein Fonds eingerichtet, der zusammen mit der 

Umsetzung aller bestehenden Mechanismen dazu beitragen wird, dass die 

Gesamtverschuldung der Mitgliedstaaten die 60 %-Marke künftig nicht überschreitet; 

35. begrüßt die am 2. Juli 2013 durch die Kommission und nachfolgend den Vereinbarungen 

des „Two-Pack“ gegründete Sachverständigengruppe unter dem Sitz von Gertrude 
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Trumpel-Gugerell, die mit der eingehenden Bewertung der wichtigsten Bestandteile eines 

möglichen Schuldentilgungsfonds und Euro-Anleihen, einschließlich jedweder rechtlicher 

Bestimmungen, Finanzarchitektur und zusätzlicher Haushaltsrahmen, betraut ist; 

beabsichtigt, nach Vorlage des Berichts der Sachverständigengruppe selbst diesbezüglich 

Stellung zu nehmen; 
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